
 
 
 
 

 
 
Bebauungsplan Nr. 47 A 'Vorderer Hafenbereich' 
Beschluss zum Erlass einer Veränderungssperre           
 
 
Sachverhalt 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 47 A „Vorderer Hafenbereich“ wurde am 
13.11.2013 der Beschluss zur Einleitung eines Verfahrens zur Neuaufstellung gefasst. 
 
Anlass für den Einleitungsbeschluss war seinerzeit, dass man die sich abzeichnenden nachhaltigen 
Veränderungen des Molenkopfes bauleitplanerisch begleiten wollte. Auch wenn in der Zwischenzeit 
Nationalpark-Haus und Fährterminal fertig gestellt bzw. im Bau sind, besteht hinsichtlich der 
geplanten Verbesserung der verkehrlichen Situation am Hafen die Notwendigkeit, bauleitplanerisch 
zu wirken. 
 
Es ist vorgesehen, den kleinräumigen Bebauungsplan Nr. 47 A „NEZ“ für den Neubau des 
Nationalparkhauses, durch den großräumigen Bebauungsplan für den gesamten vorderen Hafen zu 
ersetzten. Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 52 VE „Hafenterminal“ besteht kein 
weiteres Planungserfordernis, daher soll der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes nicht mit in 
die Planung für den vorderen Hafenbereich einfließen. 
 
Mit der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 47 A „Vorderer Hafenbereich“ soll der planerische 
Konflikt zwischen der gewerblichen Hafennutzung und der touristischen Funktion des vorderen 
Hafenbereiches unter Berücksichtigung der natur- und küstenschutzrechtlichen Belange bewältigt 
werden.  
 
Ziele der Planung sind: 
- Sicherung der Funktion des Hafens für den Fährverkehr 
- Sicherung der hafenaffinen Gewerbenutzung 
- Anpassung der Verkehrsführung und der Parkplatzflächen an die stark gestiegenen 

Passagierzahlen und die veränderten Gästebedürfnisse 
- Aufwertung der touristischen Attraktivität des vorderen Hafenbereiches 
 
 

Sitzungsvorlage  

 
Fachbereich Aktenzeichen Vorlagen-Nr. 

FB III 622.20.003; 022.32 VA 72/2016 

 Beratungsfolge  TOP-Nr. Öffentlich / nicht 
Öffentlich  Sitzungstermin 

Verwaltungsausschuss 4. nichtöffentlich 14.12.2016 

Rat der Stadt Norderney 15. öffentlich 03.04.2017 

        

        

STADT NORDERNEY 
Der Bürgermeister 



Folgende Planinhalte sollen im Bebauungsplan Niederschlag finden: 
- Schaffung der bauleitplanerischen Voraussetzungen für den zeitgemäßen Ausbau der 

Verkehrsflächen am Hafen durch die Ausweisung von Flächen für PKW-Stellplätze, Bereichen für 
den ÖPNV, Fahrradparkflächen, die Aufstellfläche für den Fährbetrieb sowie Flächen für den 
Hafenverkehr 

- Sicherung und Steuerung der gewerblichen Hafennutzung durch die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes (§ 11 BauNVO) „Hafengebundenes Gewerbe“ 

- Sicherung der Gemeinbedarfsnutzungen „Betriebshof NPorts / WSA“ und „Zoll“ 
- Sicherung und Steuerung des Standortes Haus Noderoog durch die Ausweisung eines sonstigen 

Sondergebietes (§ 11 BauNVO) „Erholungsheim“ 
- Standortsicherung und Darstellung von Ausbaumöglichkeiten für das Nationalparkhaus durch die 

Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes (§ 11 BauNVO) „Nationalparkhaus“ 
- Steuerung der Grundstücksausnutzung durch die Ausweisung von überbaubaren Flächen 
- Steuerung der Höhenentwicklung der baulichen Anlagen 
- Ausschluss von Wohnnutzungen im Hafenbereich 
 
In der öffentlichen Bauausschusssitzung vom 08.06.2016 wurden die Grundzüge der Planung 
vorgestellt und beraten: 
 
Aufgrund aktueller Entwicklungen wird zur Sicherung der Planungen von der Verwaltung empfohlen, 
eine Veränderungssperre gem. § 14 BauGB zu erlassen. Die Veränderungssperre wird vom Rat als 
Satzung beschlossen und hat gem. § 14 Abs. 1 BauGB zur Folge, dass 

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden dürfen; 

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden dürfen. 

Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft. Sie kann jedoch um ein Jahr, 
bei besonderen Umständen sogar noch um ein weiteres Jahr verlängert werden. Ausnahmen von der 
Veränderungssperre können zugelassen werden. Die Entscheidung trifft die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 

 Nein 
 Ja, mit       

 Gesamtkosten der Maßnahmen 
 (Beschaffungs-Herstellungskosten) 
 Euro 
       
 

  Jährliche  Folgekosten/ lasten 
  Einmalig 
 Euro 
       
 

 
 
Beschlussvorschlag 
 
 
Dem Beschluss zum Erlass einer Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 47 A „Vorderer Hafenbereich“ als Satzung aufgrund der §§ 14 und 17 BauGB 
sowie der §§ 10 und 58 NKomVG – alle Bestimmungen in der derzeit gültigen Fassung – zur 
Sicherung des eingeleiteten Planänderungsverfahrens wird zugestimmt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem anliegenden Lageplan ersichtlich: 



 
 
 
 
Norderney, 05.12.16 Der Bürgermeister 

  
 
(Ulrichs) 

 


